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I. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 

Wegen der im Grundgesetz festgelegten Tren- 
nung der Staatsfunktionen kann die Wählbarkeit 
von Beamten, Angestellten des öffentlichen Dien- 
stes und Richtern im Bunde, in den Ländern und 
in den Gemeinden gesetzlich beschränkt werden 
(Art. 137 Abs. 1 GG). Das neue Bundesbeamten- 
gesetz wird in § 57 a vorsehen, daß ein Bundesbe- 
amter aus seinem Amt ausscheiden muß, wenn er 
die Wahl zum Abgeordneten des Bundestages an- 
nimmt. Das Ausscheiden aus dem Amte bedeutet 
nicht das Ausscheiden aus dem Bundesdienst und 
aus dem Beamtenverhältnis; denn der Art. 48 GG 
schreibt vor, daß eine Kündigung oder Entlassung 
wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
eines Abgeordneten unzulässig ist. Um die Rechts- 
wirkungen klarzustellen, die sich für Beamte und 
Angestellte des öffentlichen Dienstes und für Rich- 
ter aus der Annahme der Wahl in den ersten Deut- 
schen Bundestag ergeben haben, ist das Gesetz 
über die Rechtsstellung der in den ersten Deut- 
schen Bundestag gewählten Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 297) ergangen. Dieses Gesetz würde mit der Auf- 
lösung des ersten Bundestages außer Kraft treten. 
Es war deshalb schon wegen der .Aufstellung von 
Bewerbern um das Amt eines Abgeordneten in den 
zweiten Bundestag notwendig, die Rechtsstellung 
der in den Deutschen Bundestag gewählten Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes für die Zukunft 
zu ordnen. Dieser Aufgabe dient der Antraf? der 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 
vom 30. April 1953 (Drucks. Nr. 4306). Der Bundes- 
tag hat den Antrag in der Sitzung vom 13. Mai 1953 
dem Ausschuß für Beamtenrecht überwiesen, weil 
die Regelung der Rechtsverhältnisse von Beamten, 
Angestellten des öffentlichen Dienstes und von 
Richtern notwendig ist. Der Bundestag hat jedoch 
dieses Gesetz nicht — so wenig wie das Gesetz vom 

II. Mai 1951 — als ein Boamtengesetz oder ein 


Personalgesetz des öffentlichen Dienstes beurteilt, 
sondern als eine Ausführung des Art. 137 Abs. 1 GG 
und eine Ergänzung des Wahlgesetzes. Reine be- 
amtenrechtliche Vorschriften könnte der Bund nur 
für die Angehörigen des Bundesdienstes erlassen 
(Art. 73 Ziff. 8), während über die Rechtsverhält- 
nisse der im öffentlichen Dienste der Länder, Ge- 
meinden und anderer Körperschaften des öffent- 
lichen Rechtes stehenden Personen nur Rahmen- 
vorschriften zulässig wären (Art. 75 Nr. 1 GG). 

Der Ausschuß für Beamtenrecht hat den Gesetz- 
entwurf am 22. Mai 1953 beraten und legt ihn dem 
Bundestag mit wenigen Änderungen im Interesse 
der Klarstellung der Rechtsverhältnisse vor. Der 
Gesetzentwurf regelt wie das Gesetz vom 11. Mai 
1951 nur die Rechtsstellung der Beamten oder 
Richter mit Dienstbezügen (§ 1) und der Angestell- 
ten des öffentlichen Dienstes (§§ 5 und 6). Die Un- 
terscheidung von Beamten und Richtern entspricht 
dem Grundgesetz (Art. 92, 98 GG). Eine Regelung 
der Rechtsstellung der Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes war deshalb nicht notwendig, weil ihre 
Wählbarkeit einer Beschränkung durch das Grund- 
gesetz nicht unterliegt (Art. 137 Abs. 1 GG). 

Nach der Reichsverfassung von 1871 und der 
Weimarer Verfassung trat für Angehörige des öf- 
fentlichen Dienstes eine Beschränkung des Dienst- 
verhältnisses durch die Annahme der Wahl zum 
Reichstag nicht ein. Sie erhielten zur Ausübung 
ihres Amtes als Abgeordnete Urlaub. Vor dem 
Bundesgesetz vom 11. Mai 1951 war die Rechts- 
stellung der Beamten, Angestellten und Richter, die 
die Wahl in den Bundestag annahmen, ungeklärt, 
sie wurden in der Regel aus dem Dienst entlassen 
und verloren damit alle Rechte aus dem bisherigen 
Beamtenverhältnis. Nach § 1 des Gesetzentwurfes 
treten die in den Bundestag gewählten Beamten 
oder Richter mit Dienstbezügen mit der Annahme 
der Wahl wie nach dem Gesetz vom 11. Mai 1951 
in den Ruhestand. Durch diese Regelung ist die 
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Trennung der Staatsfunktionen und damit die Un- 
vereinbarkeit von Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung beachtet. Von dieser verfassungs- 
rechtlichen Frage abgesehen, würde die Wahrneh- 
mung des Amtes eines Bundestagsabgeordneten 
und der Dienstaufgabe in der Verwaltung oder der 
Rechtsprechung nicht möglich sein. Der Rechts- 
stand des Ruhestandsbeamten vermeidet den vollen 
Verlust der Beamtenrechte, der es künftig Beamten 
und Richtern in der Regel nicht mehr ermöglichen 
würde, ihre Kenntnisse und Erfahrungen dem Bun- 
destage zur Verfügung zu stellen. Nach der Beendi- 
gung der Mitgliedschaft im Bundestag muß der 
Beamte oder Richter auf seinen Antrag wieder in 
das frühere Dienstverhältnis übernommen werden, 
wenn er die allgemeinen Voraussetzungen für die 
Berufung in das Beamtenverhältnis noch erfüllt 
(§ 2). Ein Mangel an den allgemeinen Voraussetzun- 
gen wäre bei der eingetretenen Dienstunfähigkeit 
oder bei der Erreichung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres gegeben. Der Beamte kann innerhalb 
einer Frist von drei Monaten den Antrag auf 
Übernahme in das frühere Dienstverhältnis stel- 
len. Die oberste Dienstbehörde kann den Beamten 
bis zur Erreichung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres wieder in das frühere Dienstverhältnis be- 
rufen. Stellt der Beamte den Antrag auf Über- 
nahme in das frühere Dienstverhältnis nicht und 
beruft ihn die oberste Dienstbehörde nicht wieder 
in das frühere Dienstverhältnis, so verbleibt er im 
Ruhestande. Dagegen ist er vor der Vollendung 
des fünfundfünfzigsten Lebensjahres verpflichtet, 
der Berufung in das frühere Dienstverhältnis Folge 
zu leisten. Lehnt er die Berufung ab, so gilt er als 
aus dem Beamtenverhältnis entlassen. 

Die Tätigkeit des Beamten oder Richters im Bun- 
destag rechtfertigt die Anrechnung der Zeit der 
Mitgliedschaft in ihm auf die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit und auf das Besoldungsdienstalter. Die 
neue Fassung des § 4 ist zur Vereinfachung der 
Vorschrift erfolgt. 

Die Rechtsstellung der Angestellten des öffent- 
lichen Dienstes ist in § 5 sinngemäß festgelegt. An 
die Stelle des Ruhestandes tritt ein ihm ähnlicher 
Rechtsstand mit dem Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen, wenn er in 
dem Anstellungsvertrag begründet ist, oder auf die 
Hälfte der Vergütung, die ihm bei Verbleiben im 
Dienst zugestanden hätte. Die Fortführung der 
Rentenversicherung einschließlich der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist klarer 
festgelegt. 


Die Arbeiter des öffentlichen Dienstes, die zu 
Abgeordneten in den Bundestag gewählt werden, 
fallen, wie erwähnt, nicht unter das Gesetz. Sie 
sind nach der Anschauung des Ausschusses unter 
Fortgewährung ihres Lohnes und ihrer Sozialver- 
sicherung zu beurlauben. 

In der Gruppe der Beamten, auf die das Gesetz 
keine Anwendung findet (§ 7), mußte die Rechts- 
stellung der Wahlbeamten gesichert werden. Da 
es Wahlbeamte auf Zeit und auf Lebenszeit gibt, 
spricht der zweite Satz des § 7 im Gegensatz zu 
dem § 5 des Gesetzes vom 11. Mai 1951 nur von 
Wahlbeamten. Während das Gesetz vom 11. Mai 
1951 die Regelung der Rechtsstellung der Wahlbe- 
amten auf Zeit der Landesgesetzgebung überläßt, 
verpflichtet der Gesetzentwurf die Landesgesetz- 
gebung zur Regelung der Rechtsstellung der in den 
Deutschen Bundestag gewählten Wahlbeamten. 
Eine bundesgesetzliche Regelung war aus verfas- 
sungsmäßigen Gründen und wegen der Verschie- 
denheit der rechtlichen Verhältnisse der Wahlbe- 
amlen in den Ländern nicht möglich. Die Änderung 
des § 9 war zur Klarstellung des Außerkrafttre- 
tens des bisherigen Rechts veranlaßt. 

Bonn, den 22. Mai 1953 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im 
übrigen unverändert nach der Vorlage, zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 22. Mai 1953 


Der Ausschuß für Beamtenrecht 
Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Rechtsstellung der in den 
Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
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mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 
(25. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 4 

Die Zeit der Mitgliedschaft im Bundestag 
bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres gilt als ruhegehaltfä- 
hige Dienstzeit; sie wird bei ei- 
nem Wiedereintritt in das frühere Dienst- 
verhältnis (§ 3 Abs. 1) oder nach Beendi- 
gung der Wahlperiode auf das Besol- 
dungsdienstalter an gerechnet. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1953 in 
Kraft. Die§§l bis3sowiedie§§6 
und 7 gelten erstmals für die 
Wahl zum zweiten Deutschen 
Bundestag. 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 


§ 4 

Die Zeit der Mitgliedschaft Im Bundestag 
bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres gilt bei Wiedereintritt in das 
frühere Dienstverhältnis (§ 3 Abs. 1) oder 
bei Beendigung der Wahlperiode als Dienst- 
zeit im Sinne des Besoldungs- und Versor- 
gungsrechts. 


§ 9 

Dieses Gesetz tritt am 1, Juli 1953 in 
Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt das 
Gesetz über die Rechtsstellung der in den 
ersten Deutschen Bundestag gewählten An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes außer 
Kraft, 
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